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Kantonsrat

M 852

Motion Miiller Gudio und Mit. iiber Festlegung von funktionellen Un-
vereinbarkeiten fiir ein Kantonsratsmandat auf ausgelagerte Organi-
sationen, auf Firmen mit Mehrheitsbeteiligungen des Kantons und
auf primar durch staatliche Beitrage finanzierte Organisationen

eroffnet am 16. Mai 2022

Mit der Beantwortung der Motion M 504 von Hans Stutz flhrt der Regierungsrat aus, eine
Vernehmlassungsvorlage zur Aktualisierung der kantonalen Unvereinbarkeitsregelungen bei
den Verwaltungs- und Gerichtsbehérden auf Stufe Gesetz auszuarbeiten. Damit sollen die
Anliegen des Motionars aufgenommen werden, neben den personlichen Unvereinbarkeiten
bei ehedhnlichen Verhaltnissen auch die funktionellen Unvereinbarkeiten gemass § 33 Ab-
satz 2 Kantonsverfassung (hauptsachlich zwischen héherer Verwaltungsanstellung und Kan-
tonsratsmandat) einer gesetzlichen Regelung zuzufuhren.

Begriindung:

Der Regierungsrat wird aufgefordert, mit der auszuarbeitenden Vernehmlassungsvorlage
auch die Regelung flr funktionelle Unvereinbarkeiten auf ausgelagerte Organisationen, wie
zum Beispiel das Luzerner Kantonsspital, die Luzerner Psychiatrie usw. und auf Unterneh-
men, an denen der Kanton eine Mehrheitsbeteiligung halt, auszuweiten. Auch die funktio-
nelle Unvereinbarkeit flr Flhrungspersonen von primar durch staatliche Beitrage finanzier-
ten Organisationen, regionalen Entwicklungstragern usw. soll im neuen Gesetz ebenfalls klar
geregelt werden.
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M 852



Motion Müller Gudio und Mit. über Festlegung von funktionellen Unvereinbarkeiten für ein Kantonsratsmandat auf ausgelagerte Organisationen, auf Firmen mit Mehrheitsbeteiligungen des Kantons und auf primär durch staatliche Beiträge finanzierte Organisationen



eröffnet am 16. Mai 2022 Datum wird vom Sekretariat mit Daten nachtragen ergänzt





Mit der Beantwortung der Motion M 504 von Hans Stutz führt der Regierungsrat aus, eine Vernehmlassungsvorlage zur Aktualisierung der kantonalen Unvereinbarkeitsregelungen bei den Verwaltungs- und Gerichtsbehörden auf Stufe Gesetz auszuarbeiten. Damit sollen die Anliegen des Motionärs aufgenommen werden, neben den persönlichen Unvereinbarkeiten bei eheähnlichen Verhältnissen auch die funktionellen Unvereinbarkeiten gemäss § 33 Absatz 2 Kantonsverfassung (hauptsächlich zwischen höherer Verwaltungsanstellung und Kantonsratsmandat) einer gesetzlichen Regelung zuzuführen.



Begründung:

Der Regierungsrat wird aufgefordert, mit der auszuarbeitenden Vernehmlassungsvorlage auch die Regelung für funktionelle Unvereinbarkeiten auf ausgelagerte Organisationen, wie zum Beispiel das Luzerner Kantonsspital, die Luzerner Psychiatrie usw. und auf Unternehmen, an denen der Kanton eine Mehrheitsbeteiligung hält, auszuweiten. Auch die funktionelle Unvereinbarkeit für Führungspersonen von primär durch staatliche Beiträge finanzierten Organisationen, regionalen Entwicklungsträgern usw. soll im neuen Gesetz ebenfalls klar geregelt werden.
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